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A. Bekanntmachung des Landkreises 
 

 

I.) Beschlüsse des Kreistages vom 09.03.2017 

 

1.) Verabschiedung der Stellungnahme des 

Landkreises Oder-Spree zum Referentenent-

wurf des Kreisneugliederungsgesetzes 

 

(Beschluss-Nr.: 015/17/2017) 
 

1. Der Kreistag lehnt sowohl die Auflösung des 

Landkreises Oder-Spree und die Neubildung ei-

nes Landkreises Oder-Spree unter Einbeziehung 

der Stadt Frankfurt (Oder) als auch das dafür 

gewählte Verfahren ab (§§ 1 und 7 des Referen-

tenentwurfs). 

Das Ergebnis wäre ein finanziell geschwächter 

Landkreis. Die übrigen kreisangehörigen Städte 

und Gemeinden würden durch drastische Steige-

rungen bei der Kreisumlage finanziell stark ein-

geschränkt und wirtschaftlich erheblich leiden. 
Für die auch verfahrensseitige Benachteiligung 

des Landkreises Oder-Spree ist „Einkreisung“ 

eine irreführende Bezeichnung. 

2. Der Kreistag beschließt die im Anhang befindli-

che Stellungnahme der Verwaltung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Anhang zum Beschluss- Nr. 015/17/2017 

 

Zu dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Neugliederung der Landkreise und kreisfreien Städte im Land Branden-

burg und zur Änderung anderer Gesetze nimmt der Landkreis Oder-Spree nach intensiver Prüfung und Beratung und 
Abstimmung im Kreistag wie folgt Stellung: 

 

Sofern der Referentenentwurf wie vorgelegt Gegenstand des Gesetzgebungsverfahrens wird, werden sich daraus erheb-

liche Nachteile für die Entwicklung des Landkreises Oder-Spree und der kreisangehörigen Städte und Gemeinden erge-

ben. Der Referentenentwurf ändert deshalb nichts an der Auffassung des Landkreises Oder-Spree, dass eine Kreisneu-

gliederung in dieser Form abgelehnt wird. Wir knüpfen dabei an die Ihnen vorliegende Stellungnahme des Kreistages 

zum Leitbildentwurf vom März 2016 an. Leider fanden die meisten darin enthaltenen Vorschläge im weiteren Prozess 

keine Beachtung.  

 

Als wichtigste Voraussetzung für das aktuelle Gesetzesvorhaben fehlt, dass das Neugliederungsvorhaben für die Land-

kreise und kreisfreien Städte konsequent auf einem Funktionalreformgesetz aufbaut. Die Ebene der Landkreise soll neu 

geordnet werden, ohne dass Klarheit besteht, welche Aufgaben zukünftig dort angesiedelt werden. Das betrifft auch die 
Ebene der Städte und Gemeinden ein. Ihre Stärkung soll erst in einem nächsten Reformschritt nach 2019 kommen.  

 

Dieses Abweichen vom ursprünglichen Reformansatz ist abzulehnen, weil bereits bei der Kreisgebietsreform 1993/1994  

inhaltlich der Annahme gefolgt wurde, dass alle bürgernahen Verwaltungsfunktionen durch die kommunale Ebene er-

füllt würden, damit einer großräumigen Kreisgliederung auch praktische Gründe der leichteren Erreichbarkeit der 

Kreisverwaltung nicht mehr entgegen stehen. 

 

 

Aus Sicht des Landkreises Oder-Spree erweist er sich als regelungstechnisch unbrauchbar  

für die praktische Anwendung. Darüber hinaus wird der Landkreis Oder-Spree, der nach den Vorstellungen des Geset-

zesentwurfs mit der bisher kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) fusionieren soll, ohne nachvollziehbare Gründe einseitig 
belastet. Die regelungstechnische Ausgestaltung dieses Fusionsfalls erscheint aus Sicht des Landkreises, wo bei Aufhe-

bung der Kreisfreiheit einer Stadt lediglich einzelne Kreisaufgaben auf den Landkreis übertragen werden sollen und die 

Stadt Frankfurt (Oder) als kreisangehörige Stadt in ihrem bisherigen Bestand weiter existiert, unverhältnismäßig zu sein 
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und damit der einschneidende Eingriff in die Selbstverwaltungsrechte ohne Rechtfertigung zu sein. Zur Begründung 

wird auf die folgenden Ausführungen verwiesen. 

 

 

Die Terminstellung wird seitens der Abgeordneten bemängelt. Ohne Sachgrund seitens des Ministeriums einen derarti-

gen Termindruck aufzubauen, setzt ehrenamtliche Gremien bei der Diskussion und Verabschiedung einer Stellungnah-

me einem enormen Arbeitspensum aus. Man könnte fast den Eindruck gewinnen, dass trotz formaler Beteiligung eine 

tiefere Befassung der Betroffenen mit den Regelungsinhalten des Gesetzes nicht erwünscht ist. Hinzu kommt, dass im 

parlamentarischen Verfahren ohnehin eine erneute Anhörung notwendig werden wird, denn ohne erhebliche Verbesse-
rungen wird dieser Entwurf weder auf Akzeptanz stoßen, noch umsetzbar sein. 

 

 

Um zu einer zutreffenden Einschätzung der Auswirkungen des Gesetzes zu kommen, soll zunächst einmal ein Blick auf 

die Ausgangslage des Landkreises Oder-Spree geworfen werden.  

 

Dieser ist in der Gebietsreform des Jahres 1993 aus den Landkreisen Fürstenwalde, Beeskow und Eisenhüttenstadt und 

der damals kreisfreien Stadt Eisenhüttenstadt entstanden. Im Hinblick auf die Aufhebung der Kreisfreiheit einer Stadt 

hat der Landkreis Oder-Spree also spezifische Erfahrungen. Diese lassen einen kritischen Blick auf die „handwerkliche 

Machart“ des Gesetzesentwurfes zu, worauf infolge noch einzugehen ist. 

 
Dabei schlagen positive Erfahrungen aus der Gebietsreform 1993 genauso zu Buche, wie negative Erfahrungen, da das 

Zusammenwachsen des damals entstandenen Landkreises Oder-Spree durch vermeidbare Fehler des Gesetzgebers im 

Neugliederungsprozess stark behindert wurde. Hierdurch wurden die Stadt Eisenhüttenstadt und der Landkreis Oder-

Spree im Grunde genommen in gerichtliche Auseinandersetzungen sowohl vor den Verwaltungsgerichten als auch dem 

Landesverfassungsgericht getrieben, die nicht nur viel Kraft gekostet haben, sondern auch eine rechtskonforme und zu-

kunftsfähige Regelung der Aufgabenwahrnehmung durch die lange Prozessdauer hinausgezögert haben. Dass dies allen 

Beteiligten auch viel Geld gekostet hat, was sie nicht ersetzt bekommen haben, wurde von der Stadt Eisenhüttenstadt 

und dem Landkreis Oder-Spree der Enquetekommission des Landtages Brandenburg in einer gemeinsamen Anhörung 

einvernehmlich dargelegt.  

 

Zu den positiven Auswirkungen des damaligen Neugliederungsprozesses gehört sicherlich die Entwicklung des Land-
kreises Oder-Spree zu einem leistungsfähigen Kreis. Dabei war die Entwicklung keineswegs einheitlich, sondern gerade 

in den ersten Jahren von einer angespannten Haushaltslage und Haushaltssicherungskonzepten begleitet. Dies führte in 

Zusammenarbeit mit dem Kreistag zu einer sparsam und wirtschaftlich ausgerichteten Haushaltswirtschaft. In den letz-

ten Jahren konnten durchweg ausgeglichene Ergebnisse erzielt werden; die von den Gemeinden des Landkreises erho-

bene Kreisumlage zählt trotzdem zu den niedrigsten im Land Brandenburg. Der Landkreis Oder-Spree ist zudem in der 

Lage im gesamten Kreisgebiet in die Infrastruktur mit dem Schwerpunkt Bildungsbereich zu 

investieren. In allen aktuellen Querschnittsprüfungen wurde dem Landkreis Oder-Spree zudem immer ein sparsamer 

Personaleinsatz bescheinigt. Die vergütungsrechtlichen Einstufungen hatte der Landkreis zudem in der Vergangenheit 

flächendeckend durch einen Externen überprüfen lassen und dieses System auch beibehalten. 

 

Wenn man die Leitlinien für das aktuelle Neugliederungsvorhaben des Landes Brandenburg betrachtet, erreicht der 

Landkreis Oder-Spree bereits jetzt alle „Stabilitätskriterien“. Er hat keine Kassenkredite, er kann die notwendigen In-
vestitionen realisieren und benötigt keine ergänzenden Landeszuweisungen. Allein wird ihm in den Leitlinien beschei-

nigt, dass er in der Zukunft „nur“ noch eine Einwohnerzahl von 160.672 aufweisen wird. Diese Entwicklung kann aber 

durchaus angezweifelt werden, als auch die Landesstatistik bereits ab dem Jahr 2014 wieder von steigenden Einwoh-

nerzahlen ausgeht. Dieser Trend hat sich in den Jahren 2015 und 2016 verstärkt. Die Prognose, die für den Landkreis 

Oder-Spree Handlungsbedarf für eine Neugliederung belegen soll, erscheint mit den aktuellen Entwicklungen nicht be-

gründbar.  

Dies wird auch durch den gerade aktuell vorgelegten Demographiebericht der Bundesregierung untermauert. Dieser 

geht nunmehr im Gegensatz zu allen bisherigen Prognosen von einer bundesweit bis 2060 stabilen Bevölkerung aus. 

Selbst wenn noch regional differenzierte Betrachtungen notwendig sein mögen, lässt sich in der Pauschalität, wie es der 

Referentenentwurf gebraucht, das Demographieargument nicht mehr zur Begründung der Notwendigkeit der Reform 

einsetzen. 
Abgesehen davon geht das Neugliederungsgesetz im Fall Prignitz-Ruppin davon aus, dass auch eine Einwohnerzahl un-

ter dem Regelwert von 175.000 Einwohnern leitbildgerecht sein kann. 

Aber selbst dem im Gesetzentwurf prognostizierten Bevölkerungsrückgang wäre nach bisherigen Überlegungen mit 

Anpassungen des Personalkörpers an die demographische Entwicklung und durch interne Organisationsänderungen zu 

begegnen gewesen, so dass auch in Zukunft eine solide Haushaltsführung möglich wäre.  

 

Damit dürfte sich aus Sicht des Reformgesetzgebers der Handlungsbedarf in Wahrheit aus dem vorgesehenen Fusions-

partner ergeben. Nun kann der Landesgesetzgeber aus Gründen des Allgemeinwohls im Rahmen seines gesetzgeberi-
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schen Ermessens und verfassungsmäßigen Auftrags solche Überlegungen durchaus anstellen. Allerdings braucht es 

dann klare, für den Anwender nachvollziehbare gesetzliche Regelungen und nachprüfbare Aussagen zu Zielen und wie 

diese erreicht werden sollen. Hier gibt es noch deutliche Defizite.  

 

Als Zwischenfazit bleibt damit festzuhalten, dass der Landkreis Oder-Spree und seine kreisangehörigen Gemeinden 

auch jetzt schon zu kraftvoller Selbstverwaltung in der Lage sind und nicht absehbar ist, dass seine Leistungsfähigkeit, 

soweit vorhersehbar, in Zukunft in Gefahr ist. Damit besteht bei dem schon handwerklich schlecht gemachten Geset-

zesentwurf die ganz überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Landkreis Oder-Spree bei dieser guten Ausgangssitua-

tion nach einer Reform schlechter dasteht als zuvor. Der Entwurfsverfasser hat keine Sachgründe dafür vorgetragen ge-
schweige denn belastbar Beweis dafür angetreten, dass es durch eine Reform zu Verbesserungen für den Landkreis O-

der-Spree kommt.  

Damit würde das im Gesetzesentwurf selbst proklamierte Verbesserungsgebot verletzt. 

 

Der aktuelle Referentenentwurf wird diesem Anspruch nicht gerecht. Die darin enthaltenen Regelungen sind nicht ge-

eignet, den Akteuren vor Ort als verlässliche und rechtssichere Anleitung für die Umsetzung der Reform zu dienen. Die 

einzelnen Normen sind in weiten Teilen geprägt durch vielfältige und weitgehende Verweise innerhalb des Gesetzes 

und auf andere Gesetze sowie durch Ausnahmen und Rückausnahmen, die in der Praxis zu erheblichen Anwendungs-

problemen führen werden. Die daraus folgenden Interpretationsspielräume werden bei den sich abzeichnenden gegen-

sätzlichen Interessenlagen zu einer Vielzahl von Streitigkeiten führen, die eine gerichtliche Klärung erfordern werden. 

Dies wird einen Fusionsprozess erheblich erschweren. 
 

 

Der Gesetzesentwurf differenziert nicht genügend nach den Ausgangslagen, ob mehrere Landkreise zusammengelegt 

werden oder eine Stadt lediglich ihre Kreisfreiheit verliert. Beide Konstellationen werden ohne Rücksicht auf ihre Be-

sonderheiten gleich behandelt. Anders als bei einem Zusammenschluss von gleichartigen öffentlichen Körperschaften - 

wie Landkreisen - ist eine vorherige Auflösung des flächen- und einwohnermäßig wesentlich größeren Landkreises und 

Neubildung eines neuen Landkreises mit demselben Namen nicht geboten. Der Landkreis übernimmt von der ehemals 

kreisfreien Stadt lediglich einen (Teil-) Bereich der Kreisaufgaben, die Stadt existiert als große kreisangehörige Stadt 

weiter und behält auch ihre gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgaben. 

 

So beträgt im Anschluss an die vom Gesetzgeber gewollte Aufhebung der Kreisfreiheit der Einwohneranteil der Stadt 
(57.719 EW per 30.11.2014) am neuen Landkreis Oder-Spree (177.968 EW per 30.11.2014) weniger als 25 %, auch bei 

den Prognosen für 2030. Für diese „neuen“ Einwohner nimmt der neugebildete Landkreis Oder-Spree seine Kreisauf-

gaben wahr, wobei nach § 11 des Gesetzentwurfs dauerhaft sogar 11 Aufgaben bei der einzukreisenden Stadt Frankfurt 

(Oder) verbleiben. Da der neue Landkreis Oder-Spree Gesamtrechtsnachfolger des alten Landkreises Oder-Spree wer-

den soll, reicht es bei diesem Einwohnerverhältnis aus, die Kreisfreiheit der Stadt aufzuheben und per Gesetz die Kreis-

aufgaben dem bestehenden Landkreis Oder-Spree zu übertragen. 

 

Der Gesetzesbegründung (S. 112/113) ist zu entnehmen, dass im Fall der Aufhebung der Kreisfreiheit einer Stadt kei-

nerlei zwingende Gründe bestehen, nach denen die Auflösung und Neubildung der aufnehmenden Landkreise alterna-

tivlos geboten ist. Vielmehr wird zur "Neubildungsvariante" sehr allgemein auf "verfassungsrechtliche und verfas-

sungspolitische Gründe" verwiesen, die eine Neubildung "angezeigt" erscheinen lassen. Daneben wird die Vermutung 

angestellt, dass "Akzeptanzprobleme" vermieden und das Zusammenwachsen befördert werde. 
 

Gerade beim Landkreis Oder-Spree, der ausschließlich mit der Stadt Frankfurt (Oder) fusionieren soll, bedarf es zur 

verfassungskonformen Ausgestaltung dieses Fusionsfalls keineswegs einer Auflösung des aufnehmenden Landkreises. 

Dies gilt umso mehr, als diese Auflösung und Neubildung mit schwerwiegenden und verfassungsrechtlich nicht be-

gründbaren Eingriffen in die Organisations-, Personal- und Finanzhoheit des Landkreises Oder-Spree verbunden ist.  

 

Für den Neugliederungsfall Landkreis Oder Spree – Frankfurt(Oder) ist die Einrichtung eines Fusionsgremiums mit den 

vorgesehenen Entscheidungskompetenzen nicht verständlich. Obwohl die Stadt nicht einmal ein Viertel der Einwohner 

des neuen Landkreises Oder-Spree hat und sogar einen Teil der kreislichen Aufgaben behält, sollen die Vertreter der 

Stadt im Gremium über den Aufbau und die Organisation des (gesamten) neuen Landkreises Oder-Spree mitentschei-

den.  
 

Hier wird ein den anderen Umlandgemeinden nicht eingeräumter, ungerechtfertigter Einfluss auf die Selbstverwaltung 

des Landkreises festgeschrieben, der nach dem Gesetzesziel für eine Kreisneugliederung nicht notwendig und unver-

hältnismäßig ist. Neben Fragen wie die der Zusammenführung von Aktenbeständen und der Umstellung der Briefköpfe 

umfasst das Aufgabenspektrum des Gremiums Entscheidungen über die Unterhaltung von Nebenstandorten, Nutzung 

von Liegenschaften, Verwaltungsorganisation, Festlegung von Zuständigkeiten, Aufstellung eines Geschäftsvertei-

lungsplans, Verhandlungen über den Übergang von Geschäftsanteilen der Stadt (vgl. § 41) und Vorbereitung der Zu-

sammenführung von Unternehmen mit vergleichbarer Aufgabenstellung (§ 42). Entscheidungen werden mit einfacher 
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Mehrheit gefasst. Hier werden der künftig kreisangehörigen Stadt Mitsprache- und Entscheidungsrechte hinsichtlich der 

Organisationsstruktur des Landkreises bei der Wahrnehmung von Kreisaufgaben eingeräumt, für welche die Stadt gar 

nicht mehr zuständig sein wird und von denen sie ja gerade entlastet werden soll. 

 

Dies gilt auch und insbesondere für die Aufgaben der Grundsicherung, wo der Landkreis Oder-Spree sog. Options-

kommune ist. 

Gerade letzterer Aspekt hat für den Verwaltungsaufbau in der Vergangenheit entscheidende Auswirkungen gehabt. Der 

Landkreis hat wegen dieser Aufgabe ein Außenstellennetz über den Landkreis gespannt, um den Betroffenen, die nur 

wenig Geld zur Verfügung haben, einerseits weite Wege zu ersparen und andererseits durch die Arbeit vor Ort best-
mögliche Betreuungs- und Vermittlungsergebnisse zu erzielen. Die Gründe für diesen Verwaltungsaufbau hängen damit 

von den wahrzunehmenden Aufgaben und deren Organisation ab.  

 

Die Auflösung des Landkreises Oder-Spree und die Bildung eines paritätischen Fusionsgremiums stellen damit einen 

unzulässigen Eingriff in die Gebiets-, Planungs- und Organisationshoheit des bestehenden Landkreises Oder-Spree dar. 

Die Verpflichtung zum Abschluss von Vertragsregelungen könnte dort, wo es notwendig ist, auch von den an der Fusi-

on beteiligten Körperschaften geregelt werden. Eine weitere Möglichkeit wäre die genauere (und beschränkende) Rege-

lung der Zuständigkeiten des Fusionsgremiums in diesem speziellen Fusionsfall. 

 

Ein weiterer Nachteil der Auflösung und Neubildung ergibt sich aus § 19 des Entwurfs. Danach sind der Landrat und 

die Beigeordneten für den neu gebildeten Landkreis zu wählen. Im Falle einer gesetzlich lediglich angeordneten Aufhe-
bung der Kreisfreiheit der Stadt Frankfurt (Oder) würde sich eine -innerhalb von 3 Jahren- weitere Neuwahl des Land-

rates erübrigen. Der Landrat des Landkreises Oder-Spree wurde wegen des Ausscheidens des Vorgängers nach geschei-

terter Direktwahl gerade erst im Januar 2017 gewählt. Dabei gibt es bei dem Zusammenschluss lediglich eines Land-

kreises mit einer bisher kreisfreien Stadt kein eigentliches Konkurrenzverhältnis, da es nach der Sprache des Gesetz-

entwurfes keine "überzähligen" Wahlbeamten geben wird. Die Wahlbeamten der Stadt haben nach der Fusion ihre Auf-

gabe ebenso weiter bei der als große kreisangehörige Stadt weiter existierenden Stadt Frankfurt (Oder) wahrzunehmen, 

wie es auch auf Kreisebene keine „überzähligen“ Wahlbeamten gibt. Das allgemein angeführte Argument, dass prinzi-

piell alle Wahlberechtigten den Landrat wählen müssen, ist gerade vor dem Hintergrund der im Dezember gewonnenen 

Erfahrung, dass weniger als 20 % der Wahlberechtigten von ihrem Wahlrecht bei der Stichwahl auch Gebrauch ge-

macht haben, zu beurteilen. Danach wäre es zumindest vertretbar, bis zum Ablauf der Amtszeit mit der Neuwahl zu 

warten. 
Vergleichbares gilt im Falle des § 20 Abs. 1, wonach „überzählige“ Beamte auf Zeit aus dem aufgelösten Landkreis 

Oder-Spree entweder in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden oder als abgewählt gelten. Damit entsteht Verwal-

tungs- und Finanzaufwand im Zusammenhang mit den Beamten auf Zeit, die bei den Wahlen im neugebildeten Land-

kreis Oder-Spree nicht zum Zuge kommen, während die Wahlbeamten der Stadt Frankfurt (Oder) ihren Status behalten 

und ihre Wahlzeit ableisten können. Bei einer schlichten Aufhebung der Kreisfreiheit für die Stadt Frankfurt (Oder) 

müssten keine neuen Beamten auf Zeit im bestehenden LOS gewählt werden. 

 

Nach § 18 Gesetzentwurf kann bei Ausscheiden des Landrates oder eines Beigeordneten der Kreistag statt einer Neu-

wahl den bisherigen Amtsinhaber oder einen anderen Bewerber bis zu dem Tag vor der Kommunalwahl (Mitte 2019) 

wählen. § 18 tritt gemäß Art. 5 des Gesetzes am Tage nach der Verkündung in Kraft. Das Gesetz ist noch nicht verkün-

det, so dass die im Januar 2017 erfolgte Wahl eines neuen Landrates für den Landkreis Oder-Spree von dieser Regelung 

nicht betroffen ist.  
Allerdings ist die Wahlzeit nach § 44 bis zum Tag der nächsten Kommunalwahlen (Mitte 2019) befristet. Würde die 

Stadt lediglich ihre Kreisfreiheit verlieren, hätte das auf die Wahl- und Amtszeit des Landrates keine Auswirkungen. 

 

Durch die Regelung in § 20 könnten in erheblichen Umfang Versorgungslasten für ausscheidende Beamte auf Zeit be-

gründet werden. Der Gesetzesentwurf geht offensichtlich davon aus, dass diese vom Landkreis übernommen werden 

sollen. Dieser Regelungsansatz erscheint aber nicht akzeptabel. Die Ursache für das Ausscheiden und den vorzeitigen 

Ruhestand der Beamten auf Zeit setzt das Land mit dem Reformgesetz. Dann ist es auch in der Verantwortung, die da-

für notwendigen Kosten zu tragen.   

 

 

 
§ 17 des Entwurfs unterbindet ab Inkrafttreten (im Laufe des Jahres 2017) grundsätzlich Personalmaßnahmen des be-

stehenden Landkreises Oder-Spree, um langfristige Auswirkungen auf den Personalhaushalt der neuen Körperschaft zu 

vermeiden. Es würde nach der Gesetzesbegründung ansonsten angeblich die Gefahr gesehen, dass der neue Landkreis in 

seiner Personalhoheit und etwaigen personellen Neuausrichtung beschnitten werde. Ausnahmen sollen nur im Einver-

nehmen der beteiligten Körperschaften und mit Genehmigung des MIK möglich sein. Nach § 17 Abs. 3 gilt das auch für 

die Stadt, soweit kreisliche Aufgaben betroffen sind.  
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Diese Regelung ist erkennbar auf den Zusammenschluss von Landkreisen mit gleichem Aufgabenbestand ausgerichtet. 

Der neue Landkreis soll bei der Zusammenführung vor einem personellen Überhang und den damit verbundenen Kos-

ten geschützt werden. Eine solche Gefahr besteht bei der Einkreisung der Stadt Frankfurt (Oder) in dieser Allgemeinheit 

nicht. Personalmaßnahmen des Landkreises Oder-Spree, die nicht die Wahrnehmung der künftig zu übernehmenden 

Aufgaben der Stadt betreffen, dürfen nicht vom Einvernehmen der Stadt und einer Genehmigung des MIK abhängen. 

Es fehlt an einer Abwägung und Differenzierung anhand der unterschiedlichen tatsächlichen und rechtlichen Verhält-

nisse zwischen Landkreis und kreisfreier Stadt. In der weitgehenden Regelung sieht der Landkreis Oder-Spree einen 

unzulässigen Eingriff des Gesetzes in die Personal-, Finanz- und Organisationshoheit des noch bestehenden Landkreises 

Oder-Spree.  
 

Hier handelt es sich auch um kein geringes Problem. Um die aus unterschiedlichsten Sachgründen notwendige Flexibi-

lität beim Personalbestand zu wahren, hat der Landkreis bestimmte Stellen nur befristet besetzt. 

 

In der praktischen Auswirkung entsteht nun seitens der Fachämter der Druck, sämtliche befristeten Arbeitsverhältnisse 

bis zur Verkündung des Gesetzes vorschnell zu entfristen. Das könnte später auch in Bereichen, die nicht von der Stadt 

übernommen wurden, zu einem ungewollten Personalüberhang führen und wäre kontraproduktiv. 

 

Noch ungünstiger wirkt sich die Situation bei den Auszubildenden aus, denn nach § 23 des Entwurfs gilt das Einstel-

lungsverbot auch für Ausbildungsverhältnisse. Das könnte bedeuten, dass der Landkreis Oder-Spree die ihre Ausbil-

dung im August 2017 beendenden Auszubildenden nicht einstellen und auch keine neuen Ausbildungsverhältnisse ein-
gehen dürfte; es sei denn, die Stadt und das MIK stimmen jedem einzelnen Vertrag zu. Damit wäre die Kreisverwaltung 

für 2 Jahre an den Rand der Handlungsunfähigkeit gedrängt. 

 

Die Begründung im Entwurf zu § 17 Abs. 4 zur Anwendung der „Wohlverhaltensregeln“ auch bei einer Einkreisung, 

dass ansonsten die Gefahr bestehe, dass der aufnehmende Landkreis durch Einzelpersonalmaßnahmen den Personal-

übergang aus der eingekreisten Stadt erschwert und damit etwa Schlüsselpositionen für die Wahrnehmung kreislicher 

Aufgaben mit eigenem Personal besetzt, überzeugt in dieser Pauschalität nicht. Es ist schon nicht nachvollziehbar, wel-

che konkrete Personalmaßnahme, die sich nicht auf eine zu übernehmende Aufgabe bezieht, damit gemeint sein könnte. 

Letztlich bleibt das in der Entwurfsbegründung nur allgemein beschriebene Szenario reine Spekulation und rechtfertigt 

mit Blick auf den Übernahmeanspruch der mit den übergehenden Aufgaben befassten Beschäftigten (§ 21) nicht den 

unbeschränkten Eingriff in die Selbstverwaltungshoheit des Landkreises Oder-Spree.  
Zulässig und angemessen dürfte die entsprechende Anwendung des für die Stadt Frankfurt (Oder) geltenden § 17 Abs. 4 

auch auf den Landkreis sein. Nach dieser Vorschrift ist die Personalhoheit der Stadt nur für solche Maßnahmen einge-

schränkt, die Aufgaben berühren, die auf den Landkreis übergehen. Allenfalls ein solches begrenztes Personalmaßnah-

meverbot wäre auch für den Landkreis Oder-Spree verhältnismäßig. Es ist kein sachlicher Grund ersichtlich, die Be-

schneidung der städtischen Personalhoheit auf die abzugebenden Aufgaben zu beschränken, Personalmaßnahmen des 

Landkreises Oder-Spree hingegen in Bezug auf sein gesamtes Aufgabenspektrum der Zustimmung der Stadt Frankfurt 

(Oder) zu unterwerfen. 

 

Offen lässt der Entwurf in § 17, welche Organe von Landkreis und Stadt für die Herstellung des Einvernehmens zu Per-

sonalmaßnahmen zuständig sein sollen. Hier könnte ein Rückgriff auf das paritätisch besetzte Fusionsgremium helfen, 

welches schon originär mit Personalfragen befasst ist und in Angelegenheiten des Landrates - zu denen die Personalbe-

schaffung/Stellenbesetzung gehört - Entscheidungskompetenz besitzt. 
 

 

Zur Regelung des § 11 ist allein erfreulich, dass der Gesetzgeber insoweit Lehren aus der Vergangenheit gezogen hat, 

als er die zwischenzeitliche Diskussion, ob auch die Aufgaben nach dem KJHG bei einer einzukreisenden Stadt verblei-

ben können, beendet hat und dies nicht vorgesehen hat. 

 

Allerdings sieht der Gesetzesentwurf wiederum eine Zersplitterung der „kreislichen“ Zuständigkeiten vor. Unter dem 

Gesichtspunkt einer bestmöglichen Aufgabenwahrnehmung sowie optimaler Wirtschaftlichkeit wird gerade bei spezia-

lisierten Aufgaben die Aufgabenerfüllung erschwert. 

Der Landkreis Oder-Spree hat von der Stadt Eisenhüttenstadt eine ganze Anzahl durch das Aufgabensicherungsgesetz 

von 1993 vorbehaltenen Aufgaben auch unter dem Eindruck der gegenwärtigen Neugliederungsdiskussion durch indi-
viduelle öffentlich-rechtliche Vereinbarungen nach GKG übernommen. Dies betrifft insbesondere die Aufgaben der 

Bauaufsichtsbehörde und der Ausländerbehörde erst vor relativ kurzer Zeit. Wenn diese Aufgaben bei einer Einkreisung 

bei der Stadt Frankfurt  (Oder) verbleiben, sollte von vornherein klargestellt sein, dass Aufgabenverantwortung und Fi-

nanzierungsverantwortung zusammengehören. Dies gilt auch für  vom Land übertragene, aber nicht ausreichend ausfi-

nanzierte Aufgaben, was z.B. für die Aufgaben nach der brandenburgischen Bauordnung zutrifft.    

 

Ungeklärt scheint nach dem Gesetzesentwurf auch die Finanzierung der privilegierten Aufgabenwahrnehmung durch 

die eingekreiste Stadt. Eine Finanzierung durch den aufnehmenden Landkreis ist von vornherein auszuschließen, da 
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dies grundlegend der gesamten Finanzierungssystematik im kommunalen Bereich widersprechen würde. Der Landkreis 

Oder-Spree ist in diesem Punkt zudem besonders sensibel, da er in Folge der Kreisgebietsreform von 1993 seine Rechte 

vor den Verwaltungsgerichten und dem Verfassungsgericht  

durchsetzen musste. Die daraus folgende Unsicherheit für alle Beteiligten sollte dringend vermieden werden. 

 

Auch nach dem Studium der Gesetzesbegründung lässt sich nicht so richtig nachvollziehen, welche Streitigkeiten um 

die Einordnung von Kreisaufgaben vor den Verwaltungsgerichten geklärt werden sollen (§ 11 Abs.1 Satz 4). Da es sich 

bei den hier in Rede stehenden „Kreisaufgaben“ regelmäßig um vom Land zur Erledigung an eine Verwaltungsebene 

zugewiesenen Aufgaben handelt, müsste man doch davon ausgehen können, dass das Land als Übertragender am besten 
weiß, wen es mit der Erledigung betraut hat. Auch ansonsten werden regelmäßig Kriterien wie ein besonderer Status 

z.B. als große kreisangehörige Stadt oder bestimmte Einwohnerzahlen gewählt. Die Betroffenen angesichts dieser Aus-

gangslage hier auf den nicht unbedingt für seine Schnelligkeit bekannten „direkten Weg“ zu den Verwaltungsgerichten 

zu verweisen, scheint keine gute Idee. Hier wäre eine klare Regelung durch das übertragende Land ggf. durch Gesetz 

erheblich hilfreicher. 

Es könnte sich fast der Eindruck aufdrängen, die Betroffenen sollen sich in gerichtlichen Auseinandersetzungen aufrei-

ben. 

 

Der Gesetzgeber als Übertragender ist daher aufgefordert, die übergehenden Kreisaufgaben vollständig zu erfassen und 

enumerativ den aufnehmenden Landkreisen zuzuweisen. Nur auf diesem Weg lassen sich langwierige Auseinanderset-

zungen vermeiden und wird für alle Beteiligten die erforderliche Klarheit und Verlässlichkeit geschaffen, die im Zwei-
felsfall besser für das Zusammenwachsen und die Akzeptanz  sorgen kann. 

 

Die in der Begründung gegebenen Beispiele erwecken auch einen widersprüchlichen Eindruck. Auf der einen Seite 

wird in der Begründung angeführt, dass „eine Aufgabe wie etwa die Wahrnehmung des öffentlichen Personennahver-

kehrs nicht ausschließlich als kreisliche Aufgabe konzipiert ist, sondern auch weiterhin unter bestimmten Vorausset-

zungen als örtliche Aufgabe weitergeführt werden kann.“ (vergl. S. 422 Entwurf) 

Es drängt sich die Frage auf, was unter den „bestimmten Voraussetzungen“ zu verstehen ist. 

Was sind die Folgen bei einer Einordnung als örtliche Aufgabe? Auch hier gehören Aufgaben- und Finanzierungsver-

antwortung zusammen, wenn das ganze funktionieren soll.  

 

Soweit bekannt, gibt es im Land Brandenburg keine sog. Eigenwirtschaftlichen Verkehre, d.h. solche, die ohne öffentli-
che Förderung betrieben werden. Regelfall im ÖPNV sind gemeinwirtschaftliche Verkehre, die durch die Aufgabenträ-

ger subventioniert werden. Auch der Landkreis Oder-Spree hat heute hierfür erhebliche Haushaltsmittel in Millionen-

höhe aufzubringen.  

 

In der Begründung zu § 41 (S. 461 Entwurf) soll dann aber durch den Übergang von Geschäftsanteilen ein Aufgaben-

übergang im Bereich ÖPNV und Abfall  jedenfalls  erfolgen. Hier möchte das Innenministerium „die im Interesse des 

öffentlichen Wohls erforderlichen Bestimmungen“ des Übergangs sogar durch Verwaltungsakt regeln, wenn ein öffent-

lich-rechtlicher Vertrag nicht zustande kommt. Ob sich die Verwaltungsgerichte bei ihrer Terminplanung wohl nach der 

Frist des § 41 Abs. 1 des Entwurfs richten? 

 

Was für Fälle der Entwurf (vergl. S. 462) im Sinne hat, wenn er für den Übergang der Geschäftsanteile eine Entschädi-

gung festsetzen will, bleibt auch im Dunkeln. Im Zweifelsfall ist schwer vorstellbar, welchen Wert so ein Anteil hat, 
wenn jedes Jahr ein erheblicher Finanzbedarf zur Aufgabenerfüllung aufgebracht werden muss. Hier wäre eher eine 

Regelung angebracht, wonach der Landkreis Oder-Spree einen Finanzierungsbeitrag erwarten könnte. 

 

 

Zur Regelung durch Verwaltungsakt bleibt festzuhalten, dass der Kommunalaufsicht, die eine reine Rechtsaufsicht ist, 

für den Fall eines fehlenden Vertragsschlusses eine  

Gestaltungsmacht eingeräumt wird, die ihr nach der gesetzlichen Aufgabe nicht beizumessen ist. Vielmehr ist der Ge-

setzgeber gefordert, die wesentlichen Vorgaben für die vor Ort durch die Beteiligten zu treffenden Regelungen selbst zu 

treffen, z.B. die Abgabe von Konzessionen oder die Übertragung von Eigentum, wie er es z.B. auch im Schulgesetz ge-

tan hat. 

 
Ansonsten bleibt vieles unvollständig geregelt. Hervorzuheben wäre zum Beispiel die Regelung in § 53 des Entwurfes. 

So kann es danach durchaus sein, dass "die nach § 14 Abs. 3 Satz 2 gewählte Person" bei einem Zusammenschluss der 

vorliegenden Art und einem paritätisch zusammengesetzten Gremium z.B. der Oberbürgermeister der Stadt Frank-

furt/Oder ist. Dieser beruft dann den Kreistag ein und führt den Vorsitz bis eine neue Kreistagsvorsitzende oder ein 

neuer Kreistagsvorsitzender gewählt ist? Das erscheint doch auf dem Boden der Kommunalverfassung sehr merkwür-

dig. 
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Zu § 54 (Auswirkung der Neugliederung auf Sparkassen) besteht für eine Privilegierung der ehemals kreisfreien Städte 

kein ersichtlicher Grund. Wenn nach dem Sparkassengesetz die Trägerschaft nur Landkreise und kreisfreie Städte und 

die von ihnen gebildeten Zweckverbände haben können, so hatte diese Regelung im Hinblick auf eine leistungsfähige 

Sparkassenlandschaft ihren Hintergrund. Wenn die Diskussion eröffnet wird, diesen Kreis auszudehnen, stellt sich die 

Frage, wo die Grenze sein soll. Schon im Landkreis Oder-Spree gibt es künftig mehrere große kreisangehörige Städte. 

 

 

Zu § 55 Teilentschuldung ist anzumerken, dass auf den ersten Blick der Landkreis Oder-Spree im Gegensatz zum Fusi-

onspartner vom Regelungsgegenstand nicht berührt zu sein scheint. Dies ändert sich aber dann, wenn man der Begrün-
dung entnehmen muss, dass ein Teilbetrag von bis zu 150 Millionen Euro zur Gegenfinanzierung aus der Finanzaus-

gleichsmasse entnommen werden soll. Damit werden letztlich alle Gemeinden und Landkreise in eine Haftungsgemein-

schaft für Probleme genommen, deren Verursachung nicht ihnen, sondern neben den Schuldnern selbst dem Land zuzu-

rechnen ist.  

 

Zu § 56 des Gesetzesentwurfes (Transformationskostenpauschale) ist anzumerken, dass Fusionskosten in jedem Neu-

gliederungsfall anfallen. Wenn der Gesetzgeber sich dafür entscheiden sollte, den Landkreis wegen der Übertragung 

eines Teils der Kreisaufgaben der Stadt Frankfurt (Oder) nicht aufzulösen, wäre der Gesetzestext anzupassen. Es er-

scheint zudem eher unwahrscheinlich, dass der vorgesehene Betrag von 1,5 Millionen Euro ausreichend erscheint. Der 

Freistaat Sachsen hat seinen Landkreisen eine Anschubfinanzierung von 10 Millionen Euro gewährt, also immerhin ein 

Mehrfaches des in Brandenburg vorgesehenen Betrages. Dies dürfte der Realität näher kommen. 
 

In § 57 des Entwurfes soll der nach § 5,7 oder § 7 neugebildete Landkreis in den Jahren 2020 bis 2024 einen Standar-

danpassungszuschuss erhalten. Gerne würde man ja an Stelle des Landkreises Oder-Spree wegen der Doppelnennung 

(§7) annehmen, dass man auch den Zuschuss doppelt bekommt. Richtigerweise soll es wohl § 5, 6 oder 7 heißen.  

 

Die hierin zum Ausdruck kommende Flüchtigkeit hat allerdings durchaus einen ernsthaften Hintergrund. Während das 

Land ständig mit den bisher kreisfreien Städten alles Mögliche bespricht, z.B. lässt der Innenminister verlautbaren man 

könnte sich auch vorstellen, diese könnten auch die Aufgabe des Rettungsdienstes behalten, wird mit den Landkreisen 

wie dem Landkreis Oder-Spree nicht gesprochen, welche Standards wohin angepasst werden sollen. Auch hier führen 

die bisher kreisfreien Städte die Diskussion so, dass dies gerade nicht der Fall sein soll. 

Wenn es aber keine verbindlichen Vorgaben gibt, was in diesem Standardanpassungsprozess Aufgabe und Ziel ist, lässt 
sich auch nicht beurteilen, ob denn eine "jährlich abschmelzende Pauschale" über einen Zeitraum von vier Jahren für 

diesen Zweck ausreichend bemessen ist. Es gibt auch keinerlei offizielle Verlautbarung seitens des Landes an den 

Landkreis Oder-Spree, um welche Jahresbeträge es sich denn handeln könnte. 

Die Erfahrungen aus anderen Bundesländern zeigen eher, dass mit erheblich längeren Anpassungszeiträumen zu rech-

nen ist. Die vorgesehen degressive Ausgestaltung des Standardanpassungszuschusses erscheint auf diesem Hintergrund 

nicht sachgerecht zu sein.  

 

Hier wird ein mindestens zehnjähriger Zeitraum und zudem eine lineare Ausgestaltung anzusetzen sein. Zudem ist kurz-

fristig ein nachprüfbarer und tragfähiger Vorschlag zur Höhe des Gesamtbetrages des Standardanpassungszuschusses 

und dessen Verteilung vorzulegen. 

 

 
Trotz der durch diese Regelung indizierten Annahme, dass Standards anzupassen sind, tritt das Land solchen Aussagen 

nicht entgegen, sondern verweist auf die "gesetzlichen Ansprüche" der Bürger. 

Die Erfahrungen des Landkreises Oder-Spree aus der Übernahme der Aufgaben nach dem KJHG von der Stadt Eisen-

hüttenstadt zeigen aber, dass hier sehr wohl unterschieden wurde, was pflichtige Aufgaben sind und wo eigene überob-

ligatorische Aufgaben wahrgenommen wurden. Letztere hat der Landkreis weder übernommen noch finanziert. 

 

Damit scheinen sich zwei mögliche Szenarien aufzutun, die beide kaum auf Gegenliebe stoßen werden:  

 

Einen höheren Standard als im sonstigen Kreisgebiet kann der Landkreis nicht finanzieren. Und der Landkreis Oder-

Spree hat mit Fürstenwalde und Eisenhüttenstadt auch jetzt schon größere Städte. Diese haben sicherlich gegenüber 

ländlichen Gemeinden des Landkreises  ganz andere und vielleicht auch mehr Bedarfe, werden irgendwo aber auch für 
hinzukommende Gemeinden Maßstäbe setzen. Darüberhinausgehende überobligatorische Aufgabenwahrnehmung wird 

der Landkreis nicht finanzieren können. Dies würde in eine Auseinandersetzung mit der Stadt führen, die das Land ge-

scheut hat. 

 

Sollte hinter der von Frankfurt/Oder beklagten Unauskömmlichkeit der Finanzzuweisungen allerdings tatsächlich eine 

Unterfinanzierung stecken, bringt die Verlagerung der Aufgaben zum Landkreis Oder-Spree keinen weiteren Effekt, als 

dass die Unterfinanzierung bei ihm abgeladen wird.  
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Dies wird weder auf Verständnis beim Landkreis Oder-Spree treffen, noch bei seinen kreisangehörigen Gemeinden, die 

letztendlich über höhere Kreisumlagen hierfür mit aufkommen müssten. 

 

 

 

Insgesamt macht der Entwurf den Eindruck, als ob er trotz der langen Vorbereitungszeit und dem ganzen Diskussions-

prozedere unter hohem Zeitdruck überhastet fertiggestellt wurde. Dass man von der Funktionalreform, die ja mal eine 

zentrale Begründung des Landes Brandenburg für den Reformbedarf war, nichts konkretes mehr hört, passt da ins Bild. 

 
 

Unter diesen Voraussetzungen kann der Landkreis Oder-Spree, der für sich alleine betrachtet auch problemlos und fi-

nanziell stabil im Prognosezeitraum dastünde, nicht für eine Fusion gewonnen werden. 

 

 

II.) Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur 

Übertragung der Teilaufgabe der elektro-

nischen Identitätsfeststellung und des 

elektronischen Identitätsmanagements bei 

der internetbasierten Fahrzeugzulassung 

 

Die nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

zur Übertragung der Teilaufgabe der elektronischen 

Identitätsfeststellung und des elektronischen Identi-

tätsmanagements bei der internetbasierten Fahrzeug-

zulassung wird nach § 8 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg  im Amtsblatt für den Landkreis Oder-

Spree öffentlich bekannt gemacht.  

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wurde durch 

das Ministerium des Innern und für Kommunales 

mit Bescheid vom 13. März 2017 -Gesch.Z.: 33-

347-22- kommunalaufsichtlich genehmigt.  

 

Beeskow, den 15.03.2017 

 

Lindemann 

Landrat 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Bekanntmachung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Übertragung der Teilaufgabe der elektronischen 

Identitätsfeststellung und des elektronischen Identitätsmanagements bei der internetbasierten Fahrzeugzulas-

sung  

 

Die nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung wurde vom Ministerium des Innern und für Kommunales des 

Landes Brandenburg am 13. März 2017 kommunalaufsichtlich genehmigt und wird hiermit bekannt gemacht. 

 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung  

zur Übertragung der Teilaufgabe der elektronischen 

Identitätsfeststellung und des elektronischen Identitätsmanagements  

bei der internetbasierten Fahrzeugzulassung 

 

zwischen  dem Landkreis Elbe-Elster, Ludwig-Jahn-Straße 2, 04916 Herzberg (Elster), vertreten durch 

den Landrat,  

 

sowie der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel, Altstädtischer Markt 10, 14770 Brandenburg 

an der Havel, vertreten durch die Oberbürgermeisterin; 

 

 der kreisfreien Stadt Cottbus, Neumarkt 5, 03046 Cottbus, vertreten durch den Oberbürger-

meister; 
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der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder), Marktplatz 1, 15230 Frankfurt (Oder), vertreten durch 

den Oberbürgermeister; 

 

 der Landeshauptstadt Potsdam, Friedrich-Ebert-Str. 79-81, 14469 Potsdam, vertreten durch 

den Oberbürgermeister;  

 

dem Landkreis Barnim, Paul-Wunderlich-Haus, Am Markt 1, 

16225 Eberswalde, vertreten durch den Landrat; 

  
 dem Landkreis Dahme-Spreewald, Reutergasse 12, 15907 Lübben (Spreewald), vertreten 

durch den Landrat; 

 

dem Landkreis Havelland,  Platz der Freiheit 1, 14712 Rathenow, vertreten durch den Land-

rat; 

 

dem Landkreis Märkisch-Oderland, Puschkinplatz 12, 15306 Seelow,  vertreten durch den 

Landrat; 

 

dem Landkreis Oberhavel, Adolf-Dechert-Straße 1, 16515 Oranienburg,  vertreten durch den 

Landrat; 
 

dem Landkreis Oder-Spree, Breitscheidstraße 7, 15848 Beeskow, vertreten durch den Land-

rat; 

 

dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Virchowstraße 14-16, 16816 Neuruppin, vertreten durch 

den Landrat; 

 

dem Landkreis Potsdam-Mittelmark, Niemöllerstraße 1, 14806 Bad Belzig, vertreten durch 

den Landrat; 

 

dem Landkreis Prignitz, Berliner Straße 49, 19348 Perleberg, vertreten durch den Landrat; 
 

dem Landkreis Spree-Neiße, Heinrich-Heine-Straße 1, 03149 Forst (Lausitz), vertreten durch 

den Landrat; 

 

dem Landkreis Teltow-Fläming, Am Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde, vertreten durch die 

Landrätin; 

 

dem Landkreis Uckermark,  Karl-Marx-Straße 1, 17291 Prenzlau, vertreten durch den Land-

rat, 

 

nachfolgend Vereinbarungspartner genannt. 

 

Präambel:  

Der IT-Planungsrat hat im Herbst 2013 die „Strategie für den elektronischen Identitätsnachweis (eID) und andere Ver-

trauensdienste im E-Government (eID-Strategie)“ verabschiedet. Ziel der eID-Strategie ist die Schaffung eines flächen-

deckenden Angebotes von sicheren elektronischen Verfahren zur Gewährleistung von Identität, Authentizität, Integrität, 

Vertraulichkeit und Nachweisbarkeit (Vertrauensdienste) in elektronischen Transaktionen, das von Bürgerinnen, Bür-

gern, Unternehmen und der Verwaltung genutzt werden soll. Bürgerinnen, Bürger, Unternehmen sowie die Verwaltung 

können sich als Nutzer mit unterschiedlichen Standards und Technologien, wie insbesondere der eID-Funktion des 

elektronischen Personalausweises, des elektronischen Aufenthaltstitels, De-Mail, Hardware- oder Software-Token, Be-

nutzername und Passwort, beim so genannten Identitätsprovider (temporäres Servicekonto, De-Mail-Provider) authenti-

sieren. In seiner 17. Sitzung am 17. Juni 2015 hat sich der IT-Planungsrat in Fortschreibung der eID-Strategie für eine 

bundesweit flächendeckende Verbreitung von Bürger- und Servicekonten ausgesprochen.  
 

Die eID-Strategie verfolgt das strategische Ziel der Schaffung einer zentralen gemeinsamen Identifizierungskomponen-

te zur behördenübergreifenden Nutzung einer gemeinsamen Berechtigung und eines gemeinsamen Berechtigungszerti-

fikats in jedem Bundesland - neben der Möglichkeit der Beschaffung einer Berechtigung je Behörde.  
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§ 21 Absatz 1 Satz 1 Personalausweisgesetz (PAuswG) vom 18. Juni 2009 (BGBl. I S. 1346), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970), sieht vor, dass Kommunen als Diensteanbieter unter den 

Voraussetzungen des Absatzes 2 auf schriftlichen Antrag die Berechtigung erhalten, die für die Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Daten im Wege des elektronischen Identitätsnachweises beim Inhaber des Personalausweises 

mittels eines Berechtigungszertifikats anzufragen.  

 

Mit der folgenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung machen die Landkreise und kreisfreien Städte von der Möglich-

keit der Übertragung der Teilaufgabe der elektronischen Identitätsfeststellung und des elektronischen Identitätsmana-

gements für die sichere Identifizierung auf den Landkreis Elbe-Elster - übergangsweise bis zum Inkrafttreten eines E-
Government-Gesetzes des Landes Brandenburg - Gebrauch, um die Effizienz bei der Einführung der internetbasierten 

Fahrzeugzulassung zu erhöhen.  

 

Der Landkreis Elbe-Elster übernimmt es danach, bei der internetbasierten Fahrzeugzulassung als der für die Datenver-

arbeitung Verantwortliche die Personalausweisdaten von Antragstellern auszulesen und an die Vereinbarungspartner im 

Rahmen der Verfahrenslösung für die internetbasierte Fahrzeugzulassung zu übermitteln. Der Landkreis Elbe-Elster be-

dient sich bei der Datenverarbeitung eines geeigneten Dritten als Auftragsverarbeiter.  

 

Die Übertragung der im § 1 bezeichneten Aufgaben erfolgt auf der Grundlage des § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2, Absatz 3 

und § 5 Absatz 1 Satz 1 2. Alternative des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 

(GKGBbg) vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, [Nr. 32]). 
 

§ 1 

Vereinbarungsgegenstand  

(1) Die Landkreise Barnim, Dahme-Spreewald, Havelland, Märkisch-Oderland, Oberhavel, Oder-Spree, Ostprignitz-

Ruppin, Potsdam-Mittelmark, Prignitz, Spree-Neiße, Teltow-Fläming, Uckermark, die Landeshauptstadt Potsdam und 

die kreisfreien Städte Brandenburg an der Havel, Cottbus und Frankfurt (Oder) übertragen entsprechend den oben ge-

nannten Rechtsgrundlagen die ihnen obliegende Teilaufgabe der elektronischen Identitätsfeststellung und des elektroni-

schen Identitätsmanagements für die Fachanwendung internetbasierte Fahrzeugzulassung (iKfz) auf den Landkreis El-

be-Elster. Das schließt die Teilaufgabe der elektronischen Identitätsfeststellung und des elektronischen Identitätsmana-

gements für ihre Aufgaben im Rahmen der Bereitstellung von Diensten für den elektronischen Identitätsnachweis i.S.d. 

§ 18 PAuswG sowie für den elektronischen Aufenthaltstitel nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) 
ein. Alle mit der Trägerschaft dieser Teilaufgabe verbundenen Rechte und Pflichten gehen damit auf den Landkreis El-

be-Elster über. 

 

(2) Der Landkreis Elbe-Elster verpflichtet sich, den Antrag bei der Vergabestelle für Berechtigungszertifikate beim 

Bundesverwaltungsamt zu stellen, um sodann das erforderliche Berechtigungszertifikat zur Umsetzung der nach Absatz 

1 übertragenen Teilaufgabe zu erlangen. Das Servicekonto für die internetbasierte Fahrzeugzulassung (iKfz-

Servicekonto) ist eine Identifizierungskomponente, die allen Vereinbarungspartnern zur elektronischen Identifizierung 

von Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen bei der internetbasierten Fahrzeugzulassung zur Verfügung gestellt wird. 

Der Landkreis Elbe-Elster ist der für die Datenverarbeitung im Rahmen der gemäß Absatz 1 übertragenen Aufgabe 

Verantwortliche sowie Diensteanbieter i.S.d. § 2 Absatz 3 PAuswG. Der Landkreis Elbe-Elster bedient sich eines ge-

eigneten Dritten zur Datenverarbeitung für die in Absatz 1 genannte Aufgabe, welcher in diesem Rahmen als Auf-

tragsverarbeiter die Konformität mit den geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen gewährleistet. 
 

(3) Die im Rahmen der fachlichen Zuständigkeit über die im Absatz 1 hinausgehenden Aufgaben bleiben von der Ver-

einbarung unberührt. 

 

§ 2 

Pflichten des Landkreises Elbe-Elster  

(1) Der von dem Landkreis Elbe-Elster zu stellende Antrag nach § 1 Abs. 2 muss den formalen und inhaltlichen Anfor-

derungen des § 28 Personalausweisverordnung (PAuswV) entsprechen. Der Landkreis Elbe-Elster verpflichtet sich als 

antragsstellender Diensteanbieter, insbesondere die Erforderlichkeit der zu übermittelnden Angaben für den beschriebe-

nen Zweck nachzuweisen. Der Landkreis Elbe-Elster hat hierbei für jede Datenkategorie zu begründen, warum es für 

den dargelegten Zweck erforderlich ist, die Daten zu erheben. Sofern erforderlich, unterstützen die Vereinbarungs-
partner den Landkreis Elbe-Elster bei der Antragstellung. 

 

(2) Der von dem Landkreis Elbe-Elster bei der Vergabestelle für Berechtigungszertifikate beim Bundesverwaltungsamt 

zu stellende Antrag nach § 1 Abs. 2 zur Durchführung des Identifizierungsprozesses im Rahmen der internetbasierten 

Fahrzeugzulassung enthält nachfolgend genannte, zu erhebende Datenkategorien gemäß § 18 Absatz 3 PAuswG:  

a) Familienname 

b) Geburtsname 

c) Vornamen 
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d) Ordensname, Künstlername 

e) Tag der Geburt 

f) Ort der Geburt 

g) Anschrift 

h) Dokumentenart 

i) Abkürzung „D“ für Bundesrepublik Deutschland. 

Die in Buchstabe a bis g genannten Daten sind gemäß § 6 Abs. 1 Nr.1 Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) für die 

Durchführung des Verfahrens der Kfz-Zulassung erforderlich. 

 
(3) Das iKfz-Servicekonto wird nach den datenschutzrechtlichen Vorgaben im Auftrag des für die Verarbeitung Ver-

antwortlichen, des Landkreises Elbe-Elster, über eine Komponente beim Auftragsverarbeiter betrieben. Das iKfz-

Servicekonto wird an das iKfz-Fachverfahren über eine verschlüsselte Verbindung angeschlossen und stellt die Verbin-

dung zur Authentifizierungsfunktion her. Die Authentifizierung erfolgt am eID-Service. Der eID-Server sendet die an-

geforderten Daten an das iKfz-Servicekonto und leitet diese an das Fachverfahren weiter. Der Bürger wird automatisch 

auf das Fachverfahren weitergeleitet und die ausgelesenen Daten werden bereitgestellt. Dabei wird sichergestellt, dass 

keinerlei Personalausweisdaten gespeichert oder protokolliert werden. Erforderliche Netzwerkverbindungen zwischen 

Diensten und Server werden verschlüsselt. 

 

(4) Der Landkreis Elbe-Elster verpflichtet sich als berechtigter Diensteanbieter, die Anforderungen an Datenschutz und 

Datensicherheit im Sinne des § 21 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Personalausweisgesetz (PAuswG) i.V.m. § 29 PAuswV 
im Rahmen der Laufzeit der Vereinbarung nach § 6 Absatz 2 einzuhalten. Insbesondere hat er diese Anforderungen 

nach dem Stand der Technik zu erfüllen. Die Anforderungen sind im elektronischen Bundesanzeiger und unter 

www.personalausweisportal.de veröffentlicht (http://www.personalausweisportal.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mate-

rial-Dienstleister/richtlinie_vfb_berechtigungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2). Darüber hinaus sind die von der 

Vergabestelle für Berechtigungszertifikate in der Berechtigung festgelegte Art und der Umfang der Systemkomponen-

ten für die Nutzung des Berechtigungszertifikats einzusetzen.   

 

(5) Der Landkreis Elbe-Elster stellt zudem sicher, dass die personenbezogenen Daten allein zum Betrieb des iKfz-

Servicekontos und zur Erledigung der Verfahren der Nutzer verarbeitet werden.  

 

(6) Der Landkreis Elbe-Elster wird bei der Durchführung seiner Aufgaben von den Vereinbarungspartnern unterstützt. 
 

§ 3 

Kosten 

(1) Die dem Landkreis Elbe-Elster durch die Erfüllung der Aufgabe nach dieser Vereinbarung entstehenden Kosten 

werden durch die Anzahl der Vereinbarungspartner geteilt.  

 

(2) Zu den Kosten gehören alle zur Erfüllung der Teilaufgabe elektronische Identitätsfeststellung und elektronisches 

Identitätsmanagement gehörenden Aufwendungen. Insbesondere zählen dazu die Kosten für den Erwerb der Berechti-

gung und des Berechtigungszertifikats, die nach Satz 1 anteiligen Personal-, Sach- und Gemeinkosten. Der jeweils ak-

tuelle Bericht der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) über die „Kosten eines Ar-

beitsplatzes“ bildet die Grundlage für die Ermittlung der anteiligen Personalkosten sowie der anteiligen Sach- und Ge-

meinkosten.  
 

(3) Von der Vereinbarung unberührt sind alle Leistungen im Rahmen der technischen Anbindung der Verfahren an das 

iKfz-Servicekonto aller Vereinbarungspartner.  

 

(4) Der Landkreis Elbe-Elster übermittelt den Vereinbarungspartnern ab dem auf das Jahr des Inkrafttretens dieser Ver-

einbarung folgenden Jahres bis zum 31. März eines jeden Jahres eine detaillierte Kostenabrechnung für das Vorjahr. 

Die Vereinbarungspartner begleichen gegenüber dem Landkreis Elbe-Elster bis zum 31. Mai den rechnerisch nach Ab-

satz 1 auf sie entfallenden Kostenanteil für das abgelaufene Haushaltsjahr.  

 

(5) Die Vereinbarungspartner gehen davon aus, dass die vereinbarte Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt. 

Sollte sich die steuerliche Sach- oder Rechtslage ändern, erstatten die Vereinbarungspartner dem Landkreis Elbe-Elster 
die anfallenden Kosten nach Absatz 1.  

 

§ 4 

Schriftform  

Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform und einer vorhergehenden Beschlussfas-

sung der Vertretungskörperschaften der Vereinbarungspartner (§ 28 Absatz 2 Nr. 24 BbgKVerf). Sie bedürfen der Ge-

nehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, soweit der Kreis der Vereinbarungsbeteiligten oder der Bestand der dele-

gierten Aufgabe verändert wird (§ 41 Absatz 3 Nr. 2 GKGBbg).  

http://www.personalausweisportal.de/
http://www.personalausweisportal.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mate-rial-Dienstleister/richtlinie_vfb_berechtigungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.personalausweisportal.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mate-rial-Dienstleister/richtlinie_vfb_berechtigungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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§ 5  

Genehmigung, Bekanntmachung 

 (1) Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung nach § 41 Absatz 3 Nummer 1 GKGBbg des Ministeriums des Innern 

und für Kommunales als zuständiger Kommunalaufsichtsbehörde (§ 42 Abs. 5 GKGBbg). 

 

(2) Die Vereinbarungspartner haben die genehmigte öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach den für ihre Satzungen 

geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen (§ 8 Absatz 1 GKGBbg). In der Bekanntmachung ist auf die 

kommunalaufsichtsbehördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und des Datums hinzuweisen. 

Für die Änderung, Aufhebung und Kündigung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gilt dies entsprechend.  
 

§ 6 

Inkrafttreten, Laufzeit, Kündigung 

(1) Die Vereinbarung tritt am 1. April 2017 in Kraft. 

 

(2) Die Vereinbarung wird über eine Laufzeit von drei Jahren abgeschlossen.  

 

(3) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund, z.B. bei Änderung der gesetzlichen Grundlagen, 

bleibt unberührt. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen und bedarf der vorherigen Beschlussfassung der Vertre-

tungskörperschaft des kündigenden Landkreises bzw. der kündigenden kreisfreien Stadt (§ 28 Abs. 2 Nr. 24 BbgKVerf) 

sowie der kommunalaufsichtlichen Genehmigung des Ministeriums des Innern und für Kommunales des Landes Bran-
denburg (§ 41 Abs. 3 Nr. 2 GKGBbg). 

 

§ 7 

Salvatorische Klausel 

(1) Sollte eine der Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise rechtsunwirksam sein oder werden, so wird 

die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt, wenn anzunehmen ist, dass die Vereinbarungspartner 

die Vereinbarung auch ohne diese Bestimmung geschlossen hätten.  

 

(2) In einem solchen Fall wird zwischen den Vereinbarungspartnern eine neue Regelung vereinbart, die der alten un-

wirksamen Regelung inhaltlich nahe kommt. Beruht die Ungültigkeit auf einer Leistungs- oder Zeitbestimmung, so tritt 

an ihre Stelle das gesetzliche Maß.  
 

(3) Entsprechendes gilt für Regelungslücken. 

 

§ 8 

Ausfertigung 

Diese Vereinbarung wird in 17 Exemplaren ausgefertigt, von denen jeder Vereinbarungspartner eine Ausfertigung er-

hält.  

 

Für den Landkreis Elbe-Elster  

 

Herzberg (Elster), den 08.03.2017 

 
gez. Christian Heinrich-Jaschinski    gez. Peter Hans  

Landrat     Erster Beigeordneter 

 

 

Für die kreisfreie Stadt Brandenburg an der Havel 

 

Brandenburg an der Havel, den 08.03.2017 

 

gez. Dr. Dietlind Tiemann     gez. Steffen Scheller  

Oberbürgermeisterin     Bürgermeister 

 

 

Für die kreisfreie Stadt Cottbus 

 

Cottbus, den 08.03.2017 

 

gez. Holger Kelch     gez. Marietta Tzschoppe 

Oberbürgermeister     Bürgermeisterin 
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Für die kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder) 

 

Frankfurt (Oder), den 08.03.2017 

 

gez. Dr. Martin Wilke     gez. Markus Derling 

Oberbürgermeister     Beigeordneter 

 

 

Für die Landeshauptstadt Potsdam 

 

Potsdam, den 07.03.2017 

 

gez. Jann Jakobs     gez. Burkhard Exner 

Oberbürgermeister     Bürgermeister 

 

 

Für den Landkreis Barnim 

 

Eberswalde, den 09.03.2017 
 

gez. Bodo Ihrke     gez. Carsten Bockhardt 

Landrat     Erster Beigeordneter 

 

 

Für den Landkreis Dahme-Spreewald 

 

Lübben (Spreewald), den 07.03.2017 

 

gez. Stephan Loge     gez. Chris Halecker 

Landrat     Erster Beigeordneter 
 

 

Für den Landkreis Havelland 

 

Rathenow, den 06.03.2017 

 

gez. Roger Lewandowski     gez. Dr. Henning Kellner 

Landrat     Zweiter Beigeordneter 

 

 

Für den Landkreis Märkisch-Oderland 

 
Seelow, den 07.03.2017 

 

gez. Gernot Schmidt     gez. Rainer Schinkel 

Landrat     Beigeordneter 

 

 

Für den Landkreis Oberhavel 

 

Oranienburg, den 07.03.2017 

 

gez. Ludger Weskamp     gez. Egmont Hamelow 
Landrat     Erster Beigeordneter 
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Für den Landkreis Oder-Spree 

 

Beeskow, den 07.03.2017 

 

gez. Rolf Lindemann     gez. Michael Buhrke 

Landrat Dezernent für Finanzen, 

Ordnung und 

Innenverwaltung 

 

Für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin 

 

Neuruppin, den 07.03.2017 

 

gez. Ralf Reinhardt     gez. Werner Nüse 

Landrat     Erster Beigeordneter 

 

 

Für den Landkreis Potsdam-Mittelmark 

 

Bad Belzig, den 08.03.2017 
 

gez. Wolfgang Blasig     gez. Christian Stein 

Landrat     Erster Beigeordneter 

 

 

Für den Landkreis Prignitz 

 

Perleberg, den 08.03.2017 

 

gez. Torsten Uhe     gez. Christian Müller 

Landrat     Erster Beigeordneter 
 

 

Für den Landkreis Spree-Neiße 

 

Forst (Lausitz), den 08.03.2017 

 

gez. Harald Altekrüger     gez. Hermann Kostrewa 

Landrat     Erster Beigeordneter 

 

 

Für den Landkreis Teltow-Fläming 

 
Luckenwalde, den 08.03.2017 

 

gez. Kornelia Wehlan     gez. Kirsten Gurske 

Landrätin     Erste Beigeordnete 

 

 

Für den Landkreis Uckermark 

 

Prenzlau, den 08.03.2017 

 

gez. Dietmar Schulze     gez. Bernd Brandenburg 
Landrat     Erster Beigeordneter 

 

 

 

 
 

B. Bekanntmachung des Landrates als untere Landesbehörde 
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C. Bekanntmachungen anderer Stellen 
 

 

I. Bekanntmachung Zweckverband Wasser-

versorgung und Abwasserentsorgung 

Fürstenwalde und Umland (ZVWA) 

 

1.) Bekanntmachung zum Jahresabschluss 2015 

 
Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserent-

sorgung Fürstenwalde und Umland (ZVWA) 

 

Bekanntmachung 

 

Die Verbandsversammlung hat am 05.12.2016 den 

Jahresabschluss 2015 des ZVWA bestätigt und dem 

Verbandsvorsteher Entlastung für das Wirtschafts-

jahr 2015 erteilt. 

 

Der Jahresabschluss 2015 ist von der Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft Dornbach & Partner Treuhand 
GmbH geprüft worden. Der gesetzliche Bestäti-

gungsvermerk wurde uneingeschränkt erteilt.  

 

Der Jahresabschluss 2015 liegt in der Zeit vom 

12.04.2017 bis zum 18.04.2017 zu den Geschäftszei-

ten (Montag bis Donnerstag 7:00 – 16:00 Uhr, Frei-

tag 7:00 -12:00 Uhr) zur Einsichtnahme aus. 

 

Fürstenwalde, den 02.03.2017 

 

                                                                              DS 
Gisela Scheibe 

Kaufm. Geschäftsführerin 

 

 

II. Bekanntmachung Wasser- und Abwasser-

zweckverband Beeskow und Umland 

 

1.) Festsetzung zum Wirtschaftsplan 2017 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Amtliche Bekanntmachung 

 

Der Wasser- und Abwasserzweckverband Beeskow und Umland gibt bekannt,  
dass auf der Verbandsversammlung am 23.02.2017 der Wirtschaftsplan für 2017 

beschlossen wurde. 

 

Festsetzungen nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 der Eigenbetriebsverordnung (Eig.V) 

   für das Wirtschaftsjahr 2017 

        - Festsetzungen - 

Auf Grund des § 7 Nr. 3 und des § 14 Absatz 1 der Eigenbetriebsverordnung  

hat die Zweckverbandsversammlung durch Beschluss vom 23.02.2017 den  

Wirtschaftsplan 2017 festgestellt: 

1. Es betragen 

1.1 im Erfolgsplan 
die Erträge    =  2.835.046 EUR 

die Aufwendungen   =  2.588.628 EUR 

der Jahresgewinn   =      246.418 EUR 

der Jahresverlust    =                  0 EUR 
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1.2 im Finanzplan 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 

aus laufender Geschäftstätigkeit =     894.856 EUR 

 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 

aus der Investitionstätigkeit =               - 990.000 EUR 

 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 

aus der Finanzierungstätigkeit =                - 129.971 EUR 
 

2. Es werden festgesetzt 

2.1 der Gesamtbetrag der Betriebsmittelkredite auf    500.000 EUR 

2.2 der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf     0 EUR 

2.3 die Verbandsumlage       0 EUR 

 

 

gez.     gez. 

Günther     Steffen 

Verbandsvorsteherin   Vors. d. Verbandsversammlung 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass in der Geschäftsstelle des Zweck- 

verbandes, Kohlsdorfer Chaussee 01 in Beeskow ab dem Datum der 

Veröffentlichung innerhalb von 14 Tagen in der Zeit von 8.00 - 15.00 Uhr  

Einsicht in den Wirtschaftsplan 2017 genommen werden kann. 

 

Beeskow, 23.02.2017 

 

Günther 

Verbandsvorsteherin 

 

 

III.) Öffentliche Bekanntmachung über die 

förmliche Beteiligung zum 3. Entwurf des 

Sachlichen Teilregionalplanes „Windener-

gienutzung“ der Regionalen Planungsge-

meinschaft Oderland-Spree 

Bekanntmachung der Regionalen Planungs-

gemeinschaft Oderland-Spree vom 

14.03.2017 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung  

über die förmliche Beteiligung zum 3. Entwurf 

des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienutzung“ 

der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree  
 

Bekanntmachung  

der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree  

vom 14.03.2017 
 

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree billigte in ihrer 6. Sitzung/6. Amts-

zeit am 30.01.2017 mit Beschluss-Nr. 17/06/26 den 3. Entwurf des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienut-

zung“ der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree mit Begründung und den 3. Entwurf des Umweltberichts 

im Ergebnis des Beteiligungsverfahrens zum 2. Entwurf 2015.  

 

Gleichzeitig wurde der Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der in ihren Belangen berührten öffentlichen 

Stellen gemäß § 10 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes in Verbindung mit § 2 Absatz 3 des Gesetzes zur Regionalpla-

nung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. 

I, Nr. 13), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 (GVBl.,I Nr. 7) gefasst. 
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Der 3. Planentwurf des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienutzung“ der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Oderland-Spree mit seiner Begründung und der zugehörige Umweltbericht liegen vom  

 

10. April 2017 bis 09. Juni 2017 

 

bei folgenden Stellen während der jeweiligen Dienstzeiten für jedermann zur Einsicht aus: 

 

 

Ort der öffentlichen Auslegung Dienststunden 

Regionale Planungsgemein-

schaft Oderland-Spree  
 

Regionale Planungsstelle 

Oderland-Spree 
Berliner Straße 30 

Rathaus, Raum 300  

15848 Beeskow 

Telefon: 03366/422 31 

 

Montag und Mittwoch 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 
16:00 Uhr 

Dienstag 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

18:00 Uhr 

Donnerstag 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

16:00 Uhr 

Freitag 

09:00 - 12:00 Uhr 

Stadt Frankfurt (Oder)  

 

Stadtverwaltung Frankfurt (Oder) 

Dezernat Stadtentwicklung, Bauen, Um-

weltschutz und Kultur 
Bauamt  

Goepelstraße 38  

Stadthaus, Haus 1, 1.OG,  

Raum 1.421 

15234 Frankfurt (Oder) 

Telefon: 0335/552 6107 

Montag und Mittwoch 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

16:00 Uhr 
Dienstag 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

18:00 Uhr 

Donnerstag 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

16:00 Uhr 

Freitag 

09:00 - 12:00 Uhr 

Landkreis Märkisch-Oderland  

 

Kreisverwaltung Märkisch-Oderland 

Fachbereich I 

Wirtschaftsamt 

Puschkinplatz 12 
Raum A-105 

15306 Seelow 

Telefon: 03346/850 7601 

 

Montag und Mittwoch 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

16:00 Uhr 

Dienstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

18:00 Uhr 

Donnerstag 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

16:00 Uhr 

Freitag 

09:00 - 12:00 Uhr 

Landkreis Oder-Spree  

 

Kreisverwaltung Oder-Spree 

Dezernat III Kreisentwicklung, Umwelt und 

Bauwesen 

Amt für Kreisentwicklung 

Breitscheidstraße 07 

Haus B, Raum B 124 
15848 Beeskow 

Telefon: 03366/35 1610, 35 1615 

 

Montag und Mittwoch 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

16:00 Uhr 

Dienstag 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

18:00 Uhr 
Donnerstag 

09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 

16:00 Uhr 

Freitag 

09:00 - 12:00 Uhr 

 

 

Zusätzlich sind der 3. Planentwurf mit seiner Begründung und der zugehörige Umweltbericht mit Beginn der öffentli-

chen Auslegung auch im Internet auf der Homepage der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree unter 

www.rpg-oderland-spree.de einsehbar. 
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Während der Zeit vom 10. April bis zum 09. Juni 2017 können Stellungnahmen zum 3. Entwurf und seiner Begründung 

sowie zum zugehörigen Umweltbericht abgegeben werden.  

Diese sind in schriftlicher Form zu richten an die  

 

Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 

Regionale Planungsstelle 

Berliner Straße 30 

15848 Beeskow  

Alternativ und ergänzend (zur Vereinfachung des Verfahrens) können Stellungnahmen auch auf dem elektronischen 
Weg an: windplan@rpg-oderland-spree.de. abgegeben werden. 

 

Stellungnahmen, die aufgrund der Bekanntmachung vom 30.01.2017 (ABl., S. 10) vor dem 10. April 2017 schriftlich 

oder elektronisch bei der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree eingegangen sind, werden im Verfahren 

berücksichtigt und müssen nicht erneut abgegeben werden. 

 

Bei Einwendungen, die von mehreren Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 

gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Einwendungen) ist auf jeder mit Unterschriften versehenen 

Seite ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift (in Druckschrift) als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeich-

nen.  

Der Vertreter hat durch Unterzeichnen sein Einverständnis zu bekunden. 
 

Gleichförmige Einwendungen, welche die genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift 

versehenen Seite enthalten oder als Vertreter nicht eine natürliche Person benennen, bleiben unberücksichtigt.  

Ebenso können gleichförmige Einwendungen ebenfalls unberücksichtigt bleiben, wenn Unterzeichner ihre Namen oder 

ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben. 

 

Beeskow, den 14.03.2017 

 

 

Gernot Schmidt 

Vorsitzender der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
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